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2. Instanz

Aktenzeichen L 5 P 31/21
Datum 27.01.2022

3. Instanz

Datum 27.07.2022

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
DÃ¼sseldorf vom 10.02.2021 wird zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu
erstatten.Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  

Die Revision wird nicht zugelassen. 

Â 

Tatbestand: 

Zwischen den Beteiligten ist streitig, ob der KlÃ¤ger Anspruch auf Leistungen der
sozialen Pflegeversicherung hat. 

Der 1963 geborene KlÃ¤ger beantragte am 10.01.2018 Leistungen der soÂzialen
Pflegeversicherung bei der Beklagten. Er gab an, seine SelbststÃ¤ndigkeit sei
gesundheitlich beeintrÃ¤chtigt mit Blick auf die gesamte Arbeit im Haushalt,
Putzen, Waschen, Kochen, EinkÃ¤ufe sowie MÃ¼ll entsorgen. 
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Die Beklagte lieÃ� den KlÃ¤ger durch den Medizinischen Dienst der
Krankenversicherung Nordrhein (MDK) begutachten. Die Pflegefachkraft R stellte
auf der Grundlage einer am 06.02.2018 in hÃ¤uslicher UmÂgebung
durchgefÃ¼hrten Untersuchung als pflegebegrÃ¼ndende Diagnose eine trauÂ-
matische Amputation der unteren ExtremitÃ¤t fest.

Hinsichtlich der seit 2018 maÃ�geblichen einzelnen Module des
Begutachtungsverfahrens ermittelte sie folgende Einzelpunkte: 

1. Â MobilitÃ¤t: 0 Punkte,
2. Â und 3. kognitive und kommunikative FÃ¤higkeiten sowie Verhaltensweisen

um psychiÂsche Problemlagen: 0 Punkte,

4. Â Selbstversorgung: 2 Punkte (Duschen und Baden einschlieÃ�lich Waschen
der Haare: Ã¼berwiegend unselbststÃ¤ndig),

5. Â BewÃ¤ltigung von und selbststÃ¤ndiger Umgang mit krankheits- oder
therapiebedingten Anforderungen und Belastungen: 0 Punkte,

6. Â Gestaltung des Alltagslebens und sozialer Kontakte: 0 Punkte.

Aus dieser Bewertung errechneten sich 0,00 gewichtete Punkte.

Mit Bescheid vom 13.02.2018 lehnte die Beklagte eine LeistungsgewÃ¤hrung ab.
Durch die Begutachtung des MDK seien 0,00 Gesamtpunkte festgestellt worden.
Danach seien die Voraussetzungen fÃ¼r die Einstufung in den Pflegegrad 1 nicht
erfÃ¼llt.

Hiergegen erhob der KlÃ¤ger Widerspruch. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte er unter
anderem aus, fÃ¼r die HaushaltsfÃ¼hrung sei keine Bewertung erfolgt. Bei allen
hauswirtschaftlichen Verrichtungen bestÃ¼nde ein Hilfebedarf. Das Anlegen der
ProÂthese liegend sei nicht mÃ¶glich. Hierbei sei er auf Hilfe angewiesen. Auch
benÃ¶tige er Hilfe bei der HaarwÃ¤sche und beim Treppensteigen. 

Der MDK (Pflegefachkraft N) wÃ¼rdigte das Vorbringen in einem Gutachten nach
Aktenlage vom 22.02.2018. Abweichend vom Vorgutachten wurde im Modul 1 eine
EinschrÃ¤nkung beim Treppensteigen angenommen (Ã¼berwiegend selbstÃ¤ndig
= 1 Einzelpunkt). Es ergaben sich wiederum 0,00 gewichtete Punkte. Hinsichtlich
der HaushaltsfÃ¼hrung beschrieb das Gutachten das Einkaufen fÃ¼r den
tÃ¤glichen Bedarf, das Zubereiten einfacher Mahlzeiten, das DurchfÃ¼hren
einfacher AufrÃ¤um- und Reinigungsarbeiten sowie das DurchfÃ¼hren
aufwÃ¤ndiger AufrÃ¤um- und Reinigungsarbeiten einschlieÃ�lich WÃ¤schepflege als
Ã¼berwiegend unselbstÃ¤ndig durchfÃ¼hrbar. 

In einer Stellungnahme hierzu verwies der KlÃ¤ger unter anderem auf seine
SchwerbeÂhinderung mit einem Grad der Behinderung (GdB) von 80 und den
Merkzeichen â��Gâ�� und â��Bâ��.

Mit Widerspruchsbescheid vom 13.03.2018 wies die Beklagte den Widerspruch
unter Verweis auf die Feststellungen des MDK als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Der
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KlÃ¤ger erreiche den fÃ¼r die Feststellung des Pflegegrad 1 und die GewÃ¤hrung
entsprechender Leistungen erforderlichen Wert von 12,5 gewichteten Punkten
nicht. 

Hiergegen hat der KlÃ¤ger am 19.03.2018 Klage bei dem Sozialgericht erhoben. 

Zur BegrÃ¼ndung hat er ausgefÃ¼hrt, dass fÃ¼r die einzelnen Module hÃ¶here
Punktwerte als im MDK-GutÂachten festgestellt, zu vergeben seien. Sein
Pflegebedarf bestehe im Bereich der kÃ¶rÂperlichen EinschrÃ¤nkungen
Ã¼berwiegend aufgrund der eingeschrÃ¤nkten Nutzbarkeit seiner Prothese.
Aufgrund der hohen Amputation seines linken Beines mit sehr kurzem Stumpf
benÃ¶tige er eine speziell angefertigte Vollkontaktprothese, die nur im Stehen mit
sehr viel Kraftaufwand Ã¼ber ein kompliziertes System angelegt werden kÃ¶nne. Er
mÃ¼sse dabei gestÃ¼tzt werden, damit er nicht den Halt verliere und, wie bereits
geschehen, stÃ¼rze. Schmerzbedingt trage er die Prothese dreimal wÃ¶chentlich,
wenn er das Haus verÂlassen mÃ¼sse, fÃ¼r hÃ¶chstens fÃ¼nf Stunden am StÃ¼ck
unter Einnahme von Schmerzmedikamenten. Es sei auch nicht nachvollziehbar,
warum die bei ihm bestehenden psychischen AuffÃ¤lligkeiten durch den MDK nicht
erkannt worden seien. Unfallbedingt sei er seit seinem 16. Lebensjahr schwer
traumatisiert und hadere mit seinem Schicksal. Seine Impulskontrolle sei
eingeschrÃ¤nkt, er werde schnell ungeduldig und fÃ¼hle sich angegriffen, in
gewissen Stresssituationen neige er auch zu Aggressionen. Nachts kÃ¶nne er nicht
schlafen, er haÂbe einen vÃ¶llig gestÃ¶rten Tag- und Nacht-Rhythmus. Eine
depressive Grundstimmung liege vor. Kontakt habe er nur zu einem einzigen alten
Freund, der sich immer wieder bei ihm melde. Er, der KlÃ¤ger, rufe seinerseits
niemanden an und habe den Familienkontakt fast vollstÃ¤ndig abgebrochen.
Besuch erhalte er nur selten. Geplante Termine sage er meist kurzfristig ab. Seine
EinschrÃ¤nkungen seien ihm nicht bewusst, da seine LeÂbensgefÃ¤hrtin viele
TÃ¤tigkeiten insbesondere im Haushalt und bei der Nahrungszubereitung abnehme.
Es mÃ¼sse berÃ¼cksichtigt werden, dass es fÃ¼r ihn auch zu Hause nur zwei
MÃ¶glichkeiten gebe. Entweder trage er die Prothese und leide unter groÃ�en
Schmerzen oder er trage sie nicht, mÃ¼sse dann aber zwei GehstÃ¼tzen nutzen.

Hinsichtlich der Bewertung in den Modulen sei zu berÃ¼cksichtigen, dass er zwar
Ã¼berwiegend selbststÃ¤ndig sitzen kÃ¶nne, die StabilitÃ¤t jedoch stark von dem
jeweiligen MÃ¶belstÃ¼ck abhÃ¤nge (Modul 4.1.2). Die GedÃ¤chtnisleistung habe
inzwischen abgenommen (Modul 4.2.4). Entscheidungen fielen ihm schwer, auch
kÃ¶nne er schlecht bereits gefasste PlÃ¤ne umsetzen (Modul 4.2.6). Er sei Ã¶fter
nicht in der Lage, Ã¼bermÃ¤Ã�ig kompleÂxe Sachverhalte zu verstehen, was eine
Folge der Traumatisierung sein dÃ¼rfte (Modul 4.2.7). Durch eine eingeschrÃ¤nkte
Impulskontrolle setze er sich auch Gefahren aus, wenn er sich provoziert und
angegriffen fÃ¼hle (Modul 4.2.8). Er habe im LauÂfe der Zeit Ã�ngste entwickelt,
z.B. eine ausgeprÃ¤gte HÃ¶henangst und eine verstÃ¤rkte Angst zu fallen (Modul
4.3.10). Die LebensqualitÃ¤t sei durch die eigene Kontaktvermeidung stark
eingeschrÃ¤nkt. Er finde oft nicht aus dem Bett und sei nicht motiviert, das Haus
ohne besonderen Grund zu verlassen (Modul 4.3.11). Er leide durch das fehlende
linke Bein unter starken RÃ¼ckenschmerzen, deswegen schaffe er es nicht allein
von der ToiÂlette (Modul 4.4.10). Eventuell fÃ¼hre die Fehlbelastung zu
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Kniegelenksbeschwerden. Beim Einreiben mit einer speziellen Pflegesalbe sei er
zweimal wÃ¶chentlich auf die UnterÂstÃ¼tzung seiner LebensgefÃ¤hrtin
angewiesen (Modul 4.5.5). Dreimal tÃ¤glich mÃ¼sse der Blutdruck gemessen
werden und eigentlich auch einmal tÃ¤glich ein Blutzuckertest erfolÂgen, der
jedoch aus KostengrÃ¼nden nur wÃ¶chentlich durchgefÃ¼hrt wÃ¼rde (Modul
4.5.6). Aufgrund einer Ã¤rztlich verordneten ErnÃ¤hrungskontrolle mit reduzierter
Kalorienzufuhr mÃ¼ssten alle Lebensmittel auf ihren Kaloriengehalt Ã¼berprÃ¼ft
und entsprechend ausgeÂsucht werden (Modul 4.5.16). Er habe Probleme, Termine
einzuhalten und sei auch nicht spontan, mit VerÃ¤nderungen komme er schlecht
klar. Ohne Impulse von auÃ�en wÃ¼rde er nur noch schlafen und fernsehen (Modul
4.6.1). Er finde nur schwer ins Bett und in den Schlaf. Wegen â��kreisender
Gedankenâ�� mÃ¼sse der Fernseher auch nachts lauÂfen und der Schlaf wÃ¼rde
jede Nacht mehrfach unterbrochen (Modul 4.6.2). BefÃ¤nden sich mehrere
Personen im Raum, entzÃ¶ge er sich dem GesprÃ¤ch und ziehe sich innerlich zuÂ-
rÃ¼ck. Eine Kontaktpflege zu anderen Personen finde nicht statt, dabei verhalte er
sich deÂfensiv und meist auch abwehrend (Modul 4.6.5).

Das Sozialgericht hat zunÃ¤chst einen Befundbericht des behandelnden Arztes fÃ¼r
Allgemeinmedizin K vom 30.04.2018Â  eingeholt. 

Sodann hat es den KlÃ¤ger durch den Arzt fÃ¼r Allgemeinmedizin Dr. U
begutachten lassen. Dieser hat den KlÃ¤ger in hÃ¤uslicher Umgebung am
29.06.2019 untersucht und folgende GesundheitsstÃ¶rungen festgestellt:

Zustand nach traumatischer Amputation der linken unteren ExtremitÃ¤t
(Oberschenkelstumpf), arterielle Hypertonie, Diabetes mellitus.

Der SachverstÃ¤ndige ist in seinem Gutachten zu der folgenden Bewertung der
EinÂzelpunkte gelangt:

1. Â MobilitÃ¤t: 0 Punkte,
2. Â und 3.: kognitive und kommunikative FÃ¤higkeiten sowie

Verhaltensweisen und psychiÂsche Problemlagen: jeweils 0 Punkte,

4. Â Selbstversorgung: 2 Punkte (Duschen und Baden einschlieÃ�lich Waschen
der Haare: Ã¼berwiegend selbststÃ¤ndig, An- und Auskleiden des
UnterkÃ¶rpers Ã¼berwiegend selbstÂstÃ¤ndig),

5. Â BewÃ¤ltigung von und selbststÃ¤ndiger Umgang mit krankheits- oder
therapiebedingten Anforderungen und Belastungen: 1 Punkte (kÃ¶rpernahe
Hilfsmittel: einmal tÃ¤glich),

6. Â Gestaltung des Alltagslebens und sozialer Kontakte: 0 Punkte.

Â 

Aus dieser Bewertung hat der SachverstÃ¤ndige 0,00 gewichtete Punkte errechnet.

Der KlÃ¤ger ist den Feststellungen des gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen
umfÃ¤nglich entgegengetreten. Es sei insbesondere unzutreffend, dass er einen
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erhaltenen Tag-Nacht-Rhythmus besitze. Er habe dem SachverstÃ¤ndigen das
Gegenteil berichtet. Er habe entgegen der Darstellung des SachverstÃ¤ndigen auch
eine Tremorsymptomatik der HÃ¤nde, denn seine Sehnen seien durch die stÃ¤ndige
Nutzung der GehstÃ¼tzen stÃ¤ndig entzÃ¼ndet. Er habe auch stÃ¤ndige RÃ¼cken-
und Knieschmerzen sowie HÃ¼ft- und HandgelenksverschleiÃ� und mÃ¼sse
deshalb Schmerzmittel einnehmen. Die Schmerzen wÃ¼rden auch zu psychischen
BeeintrÃ¤chtigungen fÃ¼hren. Aufgrund des Traumas leide er an
Schlafschwierigkeiten und sei aggressiv, wenn man ihn â��anmacheâ��. Er habe
zeitliche Orientierungsprobleme und sei vergesslich. Er kÃ¶nne keine
mehrschrittigen Alltagshandlungen vollziehen, vermeide Beteiligung an
GesprÃ¤chen, sei nÃ¤chtlich unruhig, verbal aggressiv und leide an leichten
Wahnvorstellungen sowie AngstzustÃ¤nden. Er sei antriebslos, habe keinen
Kontakt, kÃ¶nne seinen Tagesablauf nicht gestalten und beschÃ¤ftige sich jeden
Tag mit Fernsehen. Ã�ber diese Themen sei nicht gesprochen worden. Deshalb sei
nicht nachvollziehbar, wie der SachverstÃ¤ndige diese Themen mit null Punkten
habe bewerten kÃ¶nnen. Er habe auch nicht gesagt, er kÃ¶nne sich mit
UnterarmgehstÃ¼tzen so bewegen, wie andere Menschen mit zwei Beinen.
SchlieÃ�lich mÃ¼ssten auch die hauswirtschaftlichen Verrichtungen so
berÃ¼cksichtigt werden, wie sie bereits in dem Gutachten des MDK vom
22.02.2018 erfasst worden seien. Es sei bekannt, dass vom Gericht beauftragte
SachverstÃ¤ndige behinderte Menschen â��betuppenâ�� wÃ¼rden, um an weitere
GutachtenauftrÃ¤ge zu kommen. Das Sozialgericht mÃ¼sse ihn jedenfalls durch
einen Psychologen und einen OrthopÃ¤den begutachten lassen. 

Die BevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers hat zusÃ¤tzlich ausgefÃ¼hrt, das
SachverstÃ¤ndigengutachten erweise sich als widersprÃ¼chlich. Auf eine bessere
ProÂthese kÃ¶nne der KlÃ¤ger nicht zurÃ¼ckgreifen, da es eine solche fÃ¼r ihn
nicht gebe. Der Gebrauch von UnterarmstÃ¼tzen befÃ¤hige ihn nicht, genauso
beweglich und flexibel zu sein wie ein gesunder Mensch. Die Leistungen der
LebensgefÃ¤hrtin seien unzulÃ¤ssigerweise in die Bewertung mit eingeflossen. Die
Nahrungszubereitung und das Bereitstellen der entsprechenden Utensilien hierfÃ¼r
seien nicht abschlieÃ�end geklÃ¤rt. Mit zwei UnterarmstÃ¼tzen, die Ã¼berwiegend
getragen wÃ¼rden, sei es dem KlÃ¤ger nicht mÃ¶gÂlich, eine Mahlzeit
zuzubereiten. Viele seiner ErklÃ¤rungen seien im Gutachten falsch dargestellt
worden. Eine fachÃ¤rztliche psyÂchiatrische Begutachtung sei zu veranlassen.

Unter dem 19.08.2020 hat das Sozialgericht die Beteiligten zu einer Entscheidung
durch Gerichtsbescheid angehÃ¶rt. Die damalige BevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers
hat daraufhin um zeitnahe Entscheidung gebeten. 

Mit Gerichtsbescheid vom 10.02.2021 hat das Sozialgericht die Klage abgewiesen.
Zur BegrÃ¼ndung hat es ausgefÃ¼hrt: 

â��Der KlÃ¤ger wird durch den angegriffenen Bescheid vom 13.02.2018 in der
Fassung des Widerspruchsbescheides vom 13.03.2018 nicht in seinen Rechten
gemÃ¤Ã� Â§ 54 Abs. 2 S. 1 SGG beschwert, da diese Bescheide nicht rechtswidrig
sind. Dem KlÃ¤ger steht kein AnÂspruch auf Leistungen aus der sozialen
Pflegeversicherung nach dem SGB XI zu. Er ist nicht pflegebedÃ¼rftig im Sinne des
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Gesetzes. 

Anspruchsgrundlage fÃ¼r die begehrte Leistung ist Â§ 37 SGB XI. Nach Â§ 36 SGB
XI haben PflegebedÃ¼rftige der Pflegegrade 2 bis 5 bei hÃ¤uslicher Pflege Anspruch
auf kÃ¶rperbezoÂgene PflegemaÃ�nahmen und pflegerische
BetreuungsmaÃ�nahmen sowie auf Hilfen bei der HaushaltsfÃ¼hrung als
Sachleistung (hÃ¤usliche Pflegehilfe). Nach Â§ 37 SGB XI kÃ¶nnen
PflegebedÃ¼rftige der Pflegegrade 2 bis 5 anstelle der hÃ¤uslichen Pflegehilfe ein
PflegeÂgeld beantragen.

Nach Â§ 14 Abs. 1 SGB XI sind Personen dann pflegebedÃ¼rftig, wenn sie
gesundheitlich bedingte BeeintrÃ¤chtigungen der SelbstÃ¤ndigkeit oder der
FÃ¤higkeiten aufweisen und deshalb der Hilfe durch andere bedÃ¼rfen.
MaÃ�geblich fÃ¼r das Vorliegen von gesundheitÂlich bedingten
BeeintrÃ¤chtigungen der SelbstÃ¤ndigkeit oder der FÃ¤higkeiten sind nach Â§ 14
Abs. 2 SGB XI die in den folgenden sechs Bereichen genannten pflegefachlich beÂ-
grÃ¼ndeten Kriterien:

1. Â MobilitÃ¤t: 

Positionswechsel im Bett, Halten einer stabilen Sitzposition, Umsetzen, FortÂ-
bewegen innerhalb des Wohnbereichs, Treppensteigen;

2. Â kognitive und kommunikative FÃ¤higkeiten: 

Erkennen von Personen aus dem nÃ¤heren Umfeld, Ã¶rtliche Orientierung, zeitliche
Orientierung, Erinnern an wesentliche Ereignisse oder Beobachtungen, Steuern von
mehrschrittigen Alltagshandlungen, Treffen von EntÂscheidungen im Alltagsleben,
Verstehen von Sachverhalten und Informationen, Erkennen von Risiken und
Gefahren, Mitteilen von elementaren BedÃ¼rfnissen, Verstehen von AufÂ-
forderungen, Beteiligen an einem GesprÃ¤ch;

3. Â Verhaltensweisen und psychische Problemlagen: 

motorisch geprÃ¤gte VerhaltensauffÃ¤lligkeiten, nÃ¤chtliche Unruhe,
selbstschÃ¤digendes und autoaggressives Verhalten, BeÂschÃ¤digen von
GegenstÃ¤nden, physisch aggressives Verhalten gegenÃ¼ber anderen PerÂsonen,
verbale Aggression, andere pflegerelevante vokale AuffÃ¤lligkeiten, Abwehr
pflegeÂrischer und anderer unterstÃ¼tzender MaÃ�nahmen, Wahnvorstellungen,
Ã�ngste, AntriebsÂlosigkeit bei depressiver Stimmungslage, sozial inadÃ¤quate
Verhaltensweisen, sonstige pflegerelevante inadÃ¤quate Handlungen;

4. Selbstversorgung: 

Waschen des vorderen OberkÃ¶rpers, KÃ¶rperpflege im Bereich des Kopfes,
Waschen des Intimbereichs, Duschen und Baden einschlieÃ�lich Waschen der
Haare, An- und Auskleiden des OberkÃ¶rpers, An- und Auskleiden des
UnterkÃ¶rpers, mundgerechtes Zubereiten der Nahrung und EingieÃ�en von
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GetrÃ¤nken, Essen, Trinken, Benutzen einer Toilette oder eines Toilettenstuhls,
BewÃ¤ltigen der Folgen einer HarninÂkontinenz und Umgang mit Dauerkatheter
und Urostoma, BewÃ¤ltigen der Folgen einer Stuhlinkontinenz und Umgang mit
Stoma, ErnÃ¤hrung parenteral oder Ã¼ber Sonde, BesteÂhen gravierender
Probleme bei der Nahrungsaufnahme bei Kindern bis zu 18 Monaten;

5. Â BewÃ¤ltigung von und selbstÃ¤ndiger Umgang mit krankheits- oder
therapiebedingten Anforderungen und Belastungen:

1. Â in Bezug auf Medikation, Injektionen, Versorgung intravenÃ¶ser
ZugÃ¤nge, Absaugen und Sauerstoffgabe, Einreibungen sowie KÃ¤lte- und
WÃ¤rmeanwendungen, Messung und Deutung von KÃ¶rperzustÃ¤nden,
kÃ¶rpernahe Hilfsmittel,

2. Â in Bezug auf Verbandswechsel und Wundversorgung, Versorgung mit
Stoma, regelÂmÃ¤Ã�ige Einmalkatheterisierung und Nutzung von
AbfÃ¼hrmethoden, TherapiemaÃ�nahmen in hÃ¤uslicher Umgebung,

3. Â in Bezug auf zeit- und technikintensive MaÃ�nahmen in hÃ¤uslicher
Umgebung, ArztbeÂsuche, Besuche anderer medizinischer oder
therapeutischer Einrichtungen, zeitlich ausÂgedehnte Besuche
medizinischer oder therapeutischer Einrichtungen, Besuch von EinÂ-
richtungen zur FrÃ¼hfÃ¶rderung bei Kindern sowie

4. Â in Bezug auf das Einhalten einer DiÃ¤t oder anderer krankheits- oder
therapiebedingter Verhaltensvorschriften;

6. Gestaltung des Alltagslebens und sozialer Kontakte: 

Â 

Gestaltung des Tagesablaufs und Anpassung an VerÃ¤nderungen, Ruhen und
Schlafen, SichbeschÃ¤ftigen, Vornehmen von in die Zukunft gerichteten Planungen,
Interaktion mit Personen im direkten Kontakt, KonÂtaktpflege zu Personen
auÃ�erhalb des direkten Umfelds.

BeeintrÃ¤chtigungen der SelbstÃ¤ndigkeit oder der FÃ¤higkeiten, die dazu
fÃ¼hren, dass die HaushaltsfÃ¼hrung nicht mehr ohne Hilfe bewÃ¤ltigt werden
kann, werden bei den oben geÂnannten Bereichen berÃ¼cksichtigt (Â§ 14 Abs. 3
SGB XI).

Nach Â§ 15 Abs. 1 SGB erhalten PflegebedÃ¼rftige nach der Schwere der
BeeintrÃ¤chtigunÂgen der SelbstÃ¤ndigkeit oder der FÃ¤higkeiten einen Grad der
PflegebedÃ¼rftigkeit (Pflegegrad). Der Pflegegrad wird mit Hilfe eines
pflegefachlich begrÃ¼ndeten BegutachtungsinÂstruments ermittelt, wobei dieses in
sechs Module, entsprechend den oben genannten Bereichen, gegliedert ist. Die
Kriterien der einzelnen Module sind in Kategorien unterteilt, denen Einzelpunkte
entsprechend der Anlage 1 zu Â§ 15 SGB XI zugeordnet werden. Die Kategorien
stellen die in ihnen zum Ausdruck kommenden verschiedenen Schweregrade der
BeeintrÃ¤chtigungen der SelbstÃ¤ndigkeit oder der FÃ¤higkeiten dar (Â§15 Abs. 2
S. 3 SGB XI). Die Einzelpunkte in den jeweiligen Modulen werden sodann addiert
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und entÂsprechend der Anlage 2 zu Â§ 15 SGB XI einem jeweiligen Punktbereich
zugeordnet, aus dem sich die gewichteten Punkte ergeben. Insgesamt wird fÃ¼r die
Beurteilung des PflegeÂgrades die MobilitÃ¤t mit 10 Prozent, die kognitiven und
kommunikativen FÃ¤higkeiten sowie Verhaltensweisen und psychische
Problemlagen zusammen mit 15 Prozent, die Selbstversorgung mit 40 Prozent, die
BewÃ¤ltigung von und selbstÃ¤ndiger Umgang mit krankheits- oder
therapiebedingten Anforderungen und Belastungen mit 20 Prozent und die
Gestaltung des Alltagslebens und sozialer Kontakte mit 15 Prozent gewichtet (Â§ 15
Abs. 2 S. 8 SGB XI).

Auf der Basis der erreichten Gesamtpunkte sind pflegebedÃ¼rftige Personen in
einen der nachfolgenden Pflegegrade einzuordnen:

1. ab 12,5 bis unter 27 Gesamtpunkten in den Pflegegrad 1: geringe
BeeintrÃ¤chtigungen der SelbstÃ¤ndigkeit oder der FÃ¤higkeiten,

2. ab 27 bis unter 47,5 Gesamtpunkten in den Pflegegrad 2: erhebliche
BeeintrÃ¤chtigungen der SelbstÃ¤ndigkeit oder der FÃ¤higkeiten,

3. ab 47,5 bis unter 70 Gesamtpunkten in den Pflegegrad 3: schwere
BeeintrÃ¤chtigungen der SelbstÃ¤ndigkeit oder der FÃ¤higkeiten,

4. ab 70 bis unter 90 Gesamtpunkten in den Pflegegrad 4: schwerste
BeeintrÃ¤chtigungen der SelbstÃ¤ndigkeit oder der FÃ¤higkeiten,

5. ab 90 bis 100 Gesamtpunkten In den Pflegegrad 5: schwerste
BeeintrÃ¤chtigungen der SelbstÃ¤ndigkeit oder der FÃ¤higkeiten mit besonderen
Anforderungen an die pflegerische Versorgung (Â§ 15 Abs. 3 S. 4 SGB XI).

Unter Zugrundelegung dieser rechtlichen Vorgaben ist das Gericht nach dem
Ergebnis der medizinischen Ermittlungen zu der Ã�berzeugung gelangt, dass bei
dem KlÃ¤ger keine gesundheitlich bedingten BeeintrÃ¤chtigungen der
SelbstÃ¤ndigkeit oder der FÃ¤higkeiten bestehen, die zu einem Gesamtpunktwert
von mindestens 12,5 gewichteten Punkten fÃ¼hren, und damit die
Voraussetzungen fÃ¼r die mit der Klage begehrte Einstufung in einen Pflegegrad
nicht vorliegen.

Die Kammer stÃ¼tzt sich dabei auf das eingeholte SachverstÃ¤ndigengutachten
des SachverstÃ¤ndigen Dr. U. Der SachverstÃ¤ndige hat das Gutachten nach
persÃ¶nlicher Befunderhebung in hÃ¤uslicher Umgebung des KlÃ¤gers erstellt. Der
SachverstÃ¤ndige hat den Inhalt der Akten umfassend beschrieben. Ebenso
ausfÃ¼hrlich sind seine Darlegungen zur Beantwortung der Beweisfragen.
Insbesondere die Pflegeanamnese wird umfassend wiedergegeben. Der
Allgemeinbefund, der motorisch-funktionelle Befund und die Ã�berprÃ¼fung der
zentral kognitiven Funktionen und der Psyche werden detailliert geschildert. Bei den
einzelnen Modulen ist der SachverstÃ¤ndige in Ã�bereinstimmung mit den
Begutachtungsrichtlinien (Richtlinien zum Verfahren der Feststellung der
PflegebedÃ¼rftigkeit sowie zur Pflege fachlichen Konkretisierung der Inhalte des
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Begutachtungsinstruments nach dem SGB XI) und den Anl. 1 und 2 zu Â§ 15 SGB XI
zur EinschÃ¤tzung der PflegebedÃ¼rftigkeit des KlÃ¤gers gelangt. Dabei hat der
SachverstÃ¤ndige unter Zugrundelegung der vorgenannten Vorgaben in
zutreffender Weise die konkreten UmstÃ¤nde fÃ¼r die Bewertung ausfÃ¼hrlich
gewÃ¼rdigt. Die Kammer hat keine Zweifel, dass der erfahrene SachverstÃ¤ndige
in der Lage war, die eingeschrÃ¤nkten FÃ¤higkeiten und den daraus resultierenden
Hilfebedarf des KlÃ¤gers zutreffend einzuschÃ¤tzen. Dabei ist darauf hinzuweisen,
dass ein Hilfebedarf im Bereich der hauswirtschaftlichen Versorgung
(HaushaltsfÃ¼hrung) fÃ¼r die Einstufung in einen Pflegegrad auÃ�er Acht zu lassen
ist. Dazu zÃ¤hlt das Einkaufen fÃ¼r den tÃ¤glichen Bedarf, das Zubereiten
einfacher Mahlzeiten, einfache AufrÃ¤um- und Reinigungsarbeiten, aufwendigere
AufrÃ¤um- und Reinigungsarbeiten, einschlieÃ�lich WÃ¤schepflege, Nutzung von
Dienstleistungen, Umgang mit finanziellen Angelegenheiten, Umgang mit
BehÃ¶rdenangelegenheiten). Bei Antragstellung hatte der KlÃ¤ger insbesondere
Hilfe bei der HaushaltsfÃ¼hrung geltend gemacht. 

Weiter ist zu beachten, dass nicht jede Verhaltensweise, die auffÃ¤llig oder
pathologisch ist, eine Bewertung durch Einzelpunkte nach sich zieht. Entscheidend
ist stets, ob daraus ein Fremdhilfebedarf resultiert. Dies hat der SachverstÃ¤ndige
mit Ã¼berzeugenden AusfÃ¼hrungen unter BerÃ¼cksichtigung der von ihm
festgestellten tatsÃ¤chlichen Gegebenheiten jeweils verneint. Daraus folgt in
schlÃ¼ssiger Weise bei den Modulen 1-5 die Bewertung hinsichtlich der
Einzelpunkte. Fehler oder UnvollstÃ¤ndigkeiten vermag die Kammer nicht zu
erkennen. Der SachverstÃ¤ndige hat insbesondere auch aufgrund einer
persÃ¶nlichen und ausfÃ¼hrlichen Begutachtung des KlÃ¤gers unter der Rubrik
â��StÃ¶rungen des Zentralnervensystems wie Antriebs-, GedÃ¤chtnis- oder
OrientierungsstÃ¶rungen sowie endogene Psychosen, Neurosen oder geistige
Behinderungenâ�� zu den einzelnen Aspekten eingehend und Ã¼berzeugend
dargelegt, welche AuffÃ¤lligkeiten vorliegen bzw. nicht vorliegen. Bei dem
SachverstÃ¤ndigen handelt es sich zudem um einen Ã¤uÃ�erst erfahrenen
Gutachter auf dem Gebiet der sozialen Pflegeversicherung, der in der Lage ist,
entsprechende (psychiatrische) Befunde zu erheben und Diagnosen zu stellen, um
die jeweiligen Einzelpunkte bei den betreffenden Modulen zu bestimmen.â��

Gegen den Gerichtsbescheid vom 10.02.2021 hat der KlÃ¤ger am 24.02.2021
â��Beschwerdeâ�� eingelegt. Zur BegrÃ¼ndung hat er zunÃ¤chst bemÃ¤ngelt, der
Richter habe seine Entscheidung nicht unterschrieben. Sodann hat der KlÃ¤ger im
Wesentlichen ausgefÃ¼hrt, der SachverstÃ¤ndige, auf dessen Feststellungen das
Sozialgericht seine Entscheidung gestÃ¼tzt habe, sei kein Psychologe und kÃ¶nne
daher seine Traumatisierung und seine damit verbundenen psychischen Probleme
nicht beurteilen. Der SachverstÃ¤ndige habe Dinge vorgetragen, die er, der
KlÃ¤ger, nicht gesagt habe. Er berufe sich auch auf das Gutachten des MDK vom
22.02.2018, welches insgesamt 11 Punkte anerkannt habe. Er habe stÃ¤ndige
Angst und wenn man Angst habe, dann sei man stÃ¤ndig aggressiv. Sein Anspruch
auf rechtliches GehÃ¶r sei verletzt. 

Der KlÃ¤ger beantragt schriftsÃ¤tzlich sinngemÃ¤Ã�,
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den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts DÃ¼sseldorf vom 10.02.2021 abzuÃ¤ndern
und die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom 13.02.2018 in der Fassung
des Widerspruchsbescheides vom 13.03.2018 zu verurteilen, ihm Leistungen der
sozialen Pflegeversicherung nach einem Pflegegrad von mindestens 1 ab
Antragstellung nach MaÃ�gabe der gesetzlichen Bestimmungen zu erbringen. 

Die Beklagte beantragt schriftsÃ¤tzlich,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen. 

Sie hÃ¤lt die erstinstanzliche Entscheidung fÃ¼r zutreffend.

Mit Beschluss vom 31.05.2021 hat der Senat den Antrag des KlÃ¤gers auf
GewÃ¤hrung von Prozesskostenhilfe abgelehnt. Die hiergegen gerichtete
Beschwerde hat das Bundessozialgericht mit Beschluss vom 29.06.2021 als
unzulÃ¤ssig verworfen. 

Nach AnhÃ¶rung der Beteiligten hat der Senat mit Beschluss vom 09.09.2021, dem
KlÃ¤ger zugestellt am 14.09.2021, der Beklagten am 13.09.2021, das Verfahren
gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs. 5 SGG zur Entscheidung auf den Berichterstatter
Ã¼bertragen. 

Im Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung am 27.01.2022 ist keiner der Beteiligten
erschienen. 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstands wird auf den Inhalt der
Prozessakten sowie der beigezogenen Verwaltungsakte der Beklagten verwiesen.

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde: 

Der Senat hat durch den Berichterstatter unter Hinzuziehung der ehrenamtlichen
Richter entschieden, da diesem mit Beschluss vom 09.09.2021, dem KlÃ¤ger
zugestellt am 14.09.2021, der Beklagten am 13.09.2021, das Verfahren gemÃ¤Ã� 
Â§ 153 Abs. 5 SGG zur Entscheidung Ã¼bertragen wurde.

Der Senat konnte trotz des Nichterscheinens der Beteiligten im Termin zur
mÃ¼ndlichen Verhandlung am 27.01.2022 in die mÃ¼ndliche Verhandlung
eintreten und entscheiden, da die Beteiligten ordnungsgemÃ¤Ã� geladen und in der
Ladung auf diese MÃ¶glichkeit hingewiesen worden sind, Â§Â§ 153 Abs. 1, 110 Abs.
1 Satz 2 SGG. Die Beteiligten haben vor dem Termin mitgeteilt, dass sie nicht
erscheinen werden. Das persÃ¶nliche Erscheinen des KlÃ¤gers war â�� auch vor
dem Hintergrund der Pandemielage zum Zeitpunkt der mÃ¼ndlichen Verhandlung
â�� im Ã�brigen nicht angeordnet. 

Die als Berufung auszulegende Beschwerde des KlÃ¤gers ist zulÃ¤ssig, aber
unbegrÃ¼ndet. 
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Das Sozialgericht hat die Klage zu Recht mit Gerichtsbescheid vom 10.02.2021 als
unbegrÃ¼ndet abgewiesen. 

Nach Â§ 153 Abs. 2 SGG macht sich der Senat die BegrÃ¼ndung der
erstinstanzlichen Entscheidung zu Eigen und sieht insoweit von einer Darstellung
der EntscheidungsgrÃ¼nde ab.

ErgÃ¤nzend ist lediglich auszufÃ¼hren, dass das Original des in der Gerichtsakte
befindlichen Gerichtsbescheids von dem zustÃ¤ndigen Kammervorsitzenden
eigenhÃ¤ndig unterschrieben wurde. Die Beteiligten erhalten hiervon lediglich
beglaubigte Abschriften. 

Im Ã�brigen hat auch der Senat keine Zweifel daran, dass die Feststellungen des
SachverstÃ¤ndigen Dr. U hinsichtlich der hier streitentscheidenden Fragen richtig
und vollstÃ¤ndig sind. 

Zuzugeben ist dem KlÃ¤ger, dass der SachverstÃ¤ndige dessen FÃ¤higkeit zu den
hauswirtschaftlichen Verrichtungen mÃ¶glicherweise zu groÃ�zÃ¼gig einschÃ¤tzt.
Dies gilt jedenfalls, wenn der Vortrag des KlÃ¤gers zutrifft, dass er die Prothese
tatsÃ¤chlich nur wenige Male in der Woche fÃ¼r jeweils fÃ¼r wenige Stunden
trÃ¤gt. Insoweit kann sich der KlÃ¤ger auf die Feststellungen des MDK im Gutachten
vom 22.02.2018 stÃ¼tzen. Die hauswirtschaftliche Versorgung hat aber keine
Auswirkung auf die Feststellung des Pflegegrades, da sie nicht in die gewichteten
Punkte einflieÃ�t. 

Hinsichtlich der Feststellungen zur Bestimmung des Pflegegrades vermÃ¶gen die
umfangreichen Einwendungen des KlÃ¤gers die Feststellungen des
SachverstÃ¤ndigen Dr. U hingegen nicht zu erschÃ¼ttern. Hierbei ist zu
berÃ¼cksichtigen, dass die pflegerelevanten EinschrÃ¤nkungen objektiv feststehen
mÃ¼ssen. BloÃ�e Behauptungen des KlÃ¤gers sind zu einer solchen Feststellung
nicht ausreichend.Â  

Dies betrifft insbesondere die wiederholte Behauptung des KlÃ¤gers, er leide
aufgrund der Verletzung, die zur hohen Amputation seines linken Beines gefÃ¼hrt
hatte, an einer Traumatisierung und an damit verbundenen erheblichen
psychischen BeeintrÃ¤chtigungen. 

Zwar ist fÃ¼r den Senat nachvollziehbar, dass die Verletzungsfolgen fÃ¼r den
KlÃ¤ger psychisch belastend wirken. Psychische BeeintrÃ¤chtigungen im
pflegerelevanten AusmaÃ� lassen sich jedoch nicht feststellen. Hierbei ist
ausschlaggebend, ob und wie oft eine personelle UnterstÃ¼tzung notwendig wird. 

So wird zwar die vom KlÃ¤ger behauptete nÃ¤chtliche Unruhe auch im
Befundbericht des behandelnden Hausarztes K angegeben. Sie ist, wie die vom
KlÃ¤ger behauptete StÃ¶rung seines Tag-Nacht-Rhythmus, aber fÃ¼r sich
genommen nicht pflegerelevant, weil keine personelle
UnterstÃ¼tzungsnotwendigkeit hieraus resultiert. Der KlÃ¤ger wohnt allein. Seine
LebensgefÃ¤hrtin sucht ihn nach anamnestischen Angaben erst morgens auf. Selbst
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eine gelegentliche Ã�bernachtung der LebensgefÃ¤hrtin fÃ¼hrt zu keinem anderen
Ergebnis. Dieser Umstand ist nicht mit dem Nachweis einer
UnterstÃ¼tzungsnotwendigkeit gleichzusetzen. 

Ebenso wenig pflegerelevant ist die Angabe des KlÃ¤gers, dass er schnell
ungeduldig sei, sich angegriffen fÃ¼hle und aggressiv reagiere, wenn er
â��angemachtâ�� werde. Dies macht den Umgang mit dem KlÃ¤ger zwar
schwieriger. Ein personeller UnterstÃ¼tzungsbedarf resultiert hieraus aber ebenso
wenig wie aus dem behaupteten Umstand, dass er sich aus GesprÃ¤chen
zurÃ¼ckziehe und sich gegenÃ¼ber anderen defensiv und meist abwehrend
verhalte, dies losgelÃ¶st von der Frage, ob sich die beiden Darstellungen sachlich
Ã¼bereinbringen lassen.Â  

Auch Ã�ngste, leichte Wahnvorstellungen und eine depressive Stimmungslage
lieÃ�en sich von Dr. U in der Untersuchungssituation nicht objektivieren. Der
KlÃ¤ger befindet sich auch nicht in fachpsychiatrischer und/oder
psychotherapeutischer Behandlung. Dies spricht gegen einen entsprechenden
Leidensdruck. Auch der behandelnde Hausarzt verneint die vorgenannten Aspekte. 

Die Behauptung des KlÃ¤gers, seine GedÃ¤chtnisleistung habe abgenommen,
Entscheidungen fielen ihm schwer, er sei Ã¶fter nicht mehr in der Lage,
Ã¼bermÃ¤Ã�ig komplexe Sachverhalte zu verstehen bzw. mehrschrittige
Alltagshandlungen zu vollziehen, ist ebenfalls nicht zu objektivieren. Vielmehr
beschÃ¤ftigt sich der KlÃ¤ger nach eigenen Angaben mit der LektÃ¼re juristischer
BÃ¼cher. Er fÃ¼hrte und fÃ¼hrt zudem zahlreiche sozialgerichtliche Verfahren
fÃ¼r sich und seine â�� zwischenzeitlich verstorbenen â�� Mutter durch alle
Instanzen. Dies spricht dafÃ¼r, dass die vorgenannten FÃ¤higkeiten erhalten sind.

Insgesamt ergibt sich kein Anhalt dafÃ¼r, dass der SachverstÃ¤ndige Dr. U
pflegerelevante psychische BeeintrÃ¤chtigungen nicht erfasst hat. FÃ¼r eine
entsprechende fachÃ¤rztliche Begutachtung des KlÃ¤gers besteht nach den
vorstehenden ErwÃ¤gungen kein Anlass. 

Wesentliche pflegerelevante WirbelsÃ¤ulen-, HÃ¼ft- und Kniebeschwerden des
KlÃ¤gers lieÃ�en sich ebenfalls nicht objektivieren. Allein die behauptete
regelmÃ¤Ã�ige Schmerzmitteleinnahme ist hierfÃ¼r nicht geeignet. Der erfahrene
SachverstÃ¤ndige hat, auch gestÃ¼tzt auf seine Verhaltensbeobachtung des
KlÃ¤gers, keine BeeintrÃ¤chtigungen feststellen kÃ¶nne, die Ã¼ber diejenigen
hinausgingen, die allein auf der hohen Amputation des linken Beines beruhen. Der
KlÃ¤ger war insbesondere in der Untersuchungssituation in der Lage, auf dem Bett
sitzend seine Position zu halten und zu korrigieren. Auch eine pflegerelevante
Tremorsymptomatik der HÃ¤nde war nicht erkennbar. Eine solche wird auch von
dem behandelnden Hausarzt nicht beschrieben. Der KlÃ¤ger befindet sich zudem
nicht in fachÃ¤rztlicher orthopÃ¤discher Behandlung. Anlass zu einer
orthopÃ¤dischen Begutachtung des KlÃ¤gers besteht damit ebenfalls nicht. 

SchlieÃ�lich gibt es keinen Anhalt dafÃ¼r, dass der KlÃ¤ger nicht in der Lage
wÃ¤re, bezÃ¼glich des Diabetes mellitus selbst auf die Einhaltung seiner DiÃ¤t und
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der Blutzuckerkontrolle zu achten. 

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Die Voraussetzungen fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor, Â§ 160 Abs.
2 Nrn. 1 oder 2 SGG.

Â 

Erstellt am: 30.08.2022

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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